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Baureglement der Gemeinde Ringgenberg

1. Geltungsbereich,
Bedeutung

2. Vorbehalt anderer
Vorschriften

3. Ausnahmen

4. Baubewilligung
4.1 Erfordernis

A. ALLGEMEINES

Art1

' Das Baureglement - einschliesslich der Anhange 1, 2 und 5 - gilt fur das
ganze Gemeindegebiet. Es bildet zusammen mit dem Zonenplan und
dem Zonenplan Naturgefahren, den Uferschutzplanen (gem. Art. 2ff
SFG) und der Uberbauungsordnung zur Dorfkernzone die baurechtliche
Grundordnung der Gemeinde.

2 Soweit die Gemeinde eine besondere baurechtliche Ordnung erlassen
hat, ist das Baureglement als erganzendes Recht anwendbar.

% Beim Erlass von Uberbauungsordnungen fir Zonen mit Planungspflicht
(Art. 92 ff BauG) und fur Detailerschliessungsanlagen oder fur besondere
Bauten und Anlagen (Art, 19 ff BauG, Art. 19 ff BauV) sind die in der
baurechtlichen Grundordnung und in den Richtpl&nen und Richtlinien der
Gemeinde enthaltenen Grundsatze der Ortsplanung zu wahren.

Art. 2

' Bei der Erstellung, der Anderung und beim Abbruch von Bauten und
Anlagen mussen ausser den in Artikel 1 genannten Gemeinde-
bauvorschriften auch die einschldgigen  Bestimmungen des
eidgendssischen und kantonalen Rechts eingehalten werden.

2 Im Verhaltnis unter Nachbarn sind tberdies die Eigentumsbeschréan-
kungen und die Bau- und Pflanzvorschriften des Schweizerischen
Zivilgesetzbuches und des bernischen Einfuhrungsgesetzes zum
Zivilgesetzbuch zu beachten (insbesondere Art. 667 bis 712 ZGB und
Art. 79 bis 791 EGUZGB in der Fassung vom 7. Juni 1970).

Art. 3

Fur die Erteflung von Ausnahmen von kommunalen, kantonalen und
eidgenossischen Bauvorschriften sind die Bestimmungen des Bau-
gesetzes (Art. 26 ff, Art. 80 ff BauG), des Strassengesetzes (Art. 81 SG)
und des Bundesgesetzes tiber die Raumplanung (Art. 23 und 24 RPG)
massgebend.

Art. 4

! Bauten, Anlagen und Vorkehren, die unter die Bestimmungen der
Baugesetzgebung sowie dieses Reglements fallen, dirfen erst erstellt,
gedndert oder abgebrochen werden, wenn hieflr die Baubewilligung und
die besonderen Bewilligungen rechtskraftig erteilt sind.

2 \Jorbehalten bleiben die Bestimmungen des Baubewilligungsdekretes
tiber den vorzeitigen Baubeginn gemdss Art. 39 BewD und die Befreiung



4.2 Voraussetzungen, Befug-
nisse der Baupolizeibehorde

4.3 Verfahren

5 Planungsmehrwerte
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von der Bewilligungserfordernis gemass Art. 1 Abs. 3 BauG, Art. 5und 6
BewD.

Art. §

' Bauvorhaben diirfen den massgebenden Bauvorschriften (Art. 1 und 2
hievor, Art. 55 und 56 BauG) sowie den weiteren Bestimmungen des
offentlichen Rechts nicht widersprechen und die 6ffentliche Ordnung
nicht gefédhrden (Art. 2 Abs. 1 BauG).

2 Insbesondere konnen nur Bauvorhaben bewilligt werden, welche

a) die baupolizeilichen Bestimmungen gemass Abschnitt B (Art. 7 ff)
und die Zonenvorschriften gemass Abschnitt C (Art. 32 ff) dieses
Reglements einhalten,;

b) tiber eine hinreichende Erschliessung (gemass Art. 7 ff BauG, Art. 3
ff BauV), die erforderlichen Absteliflachen flr Motorfahrzeuge,
Fahrrader und Motorfahrrader (gem Art. 16 ff BauG, Art. 49 ff BauV)
und, wo vorgeschrieben, (Uber einen Kinderspielplatz,
Aufenthaltsbereiche und grossere Spielflachen (Art. 15 BauG, Art.
42 ff BauV) verflugen;

c) den Anforderungen des Ortsbild- und Landschaftsschutzes (Art. 9 ff
BauG, Art. 12 ff BauV) sowie des Umweltschutzes (Art. 24 BauG)
entsprechen.

® Die Baubewilligungsbehorde ist befugt:

a)vom Bauherrn alle erforderlichen Aufschlisse Uber das
Bauvorhaben und den Bauvorgang zu verlangen (Art. 15 BewD);

b)die Ausfuhrung des Bauvorhabens zu beaufsichtigen und alle flr
einen vorschriftsgemassen und sicheren Bauvorgang notwendigen
Anordnungen zu treffen (Art. 47 BewD);

c) den Bauherrn zur Leistung angemessener Sicherheit fir die Aus-
fiihrung der ihm gemass Abs. 2 lit. b obliegenden Vorkehren
anzuhalten;

d) bei strittigen Bauvorhaben auf Kosten des Bauherrn eine neutrale
Fachinstanz beizuziehen.

* Die Baubewilligungsbehdrde haftet unter keinen Umstanden fur die
Sicherheit des Baues.

Art. 6

' Das Baubewilligungsverfahren richtet sich nach den Bestimmungen des
Baubewilligungsdekretes vom 10. Februar 1970/ 11. September 1984.

% Die gemeindeinterne Zustandigkeit der Behorden bestimmt sich nach
dem Organisationsreglement der Gemeinde und ergédnzend nach
Abschnitt D (Art. 54 ff) dieses Reglements. Vorbehalten bleiben die
zwingenden Vorschriften des Baugesetzes (Art. 66 BauG).

Art. 6a

Der Gemeinderat nimmt mit Grundeigentiimern/Grundeigentimerinnen
und  Baurechtsberechtigten, deren  Grundsticke durch  eine
Planungsmassnahme einen erheblichen Vorteil erfahren, Verhandlungen



1. Umgebungsgestaltung

1.1 Schutz des Orts- und
Landschaftsbildes

1.2 Terrainveranderungen,
Sthtzmauern

2. Bauweise
2.1 Offene Bauweise
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tber den Abschluss eines Vertrages nach Art. 142 BauG (ber einen
angemessenen Ausgleich des Planungsvorteils auf.

B. BAUPOLIZEILICHE VORSCHRIFTEN

Art. 7

' Alle Bauten und Anlagen sind hinsichtlich ihrer Gesamterscheinung,
ihrer Einzelheiten und Proportionen so auszubilden, dass zusammen mit
den bestehenden oder vorauszusehenden Bauten eine gute
Gesamtwirkung entsteht und die Schénheit oder erhaltenswerte Eigenart
des Strassen-, Orts-, Landschafts- und Uferbildes gewahrt bleibt. Grelle
und auffallige Aussenverkleidungen durfen nicht verwendet werden.

% Insbesondere ist das Verhaltnis zwischen Holz und Mauerwerk an den
Fassaden den Bauten des entsprechenden Dorfteiles anzupassen. In
neuen Uberbauungen ist dieses Verhaltnis dem Gesamtbild des Dorfes
anzupassen.

® Die Gemeinde unterstttzt die Bestrebungen zur Erhaltung und Er-
neuerung schutzwlrdiger Bauten und Gebiete.

Art. 8

' Terrainveranderungen, die das Ortsbild und die Landschaft beein-
trachtigen oder der traditionellen Umgebungsgestaltung nicht
entsprechen, sind untersagt.

2 Terrainaufschiittungen dirfen den gewachsenen Boden héchstens um
1,2 m {berragen. Die Baubewilligungsbehoérde kann in begriindeten
Fallen und bei guter Einpassung ins Gelande hohere Aufschiittungen
zulassen.

® Dienen Terrainveranderungen dem Larmschutz, sind sie bei moglichst
weitgehender Einpassung gestattet.

* Fur Stutzmauern zur Umgebungsgestaltung mit einer Hohe von mehr
als 1.2 m gilt die Skizze in Anhang 4, Ergénzung.

® Mehrere Stutzmauern tbereinander sind nur im Rahmen eines Umge-
bungsplanes gestattet. Ubereinander liegen sie, wenn der horizontale
Abstand weniger als 10 m betragt.

Art. 9

' Wo es nicht anders bestimmt ist, gilt die offene Bauweise. Die Bauten
haben gegeniiber nachbarlichem Grund allseitig die vorgeschriebenen
Grenz- und Gebaudeabstande (Art. 12 bis 19, Art. 53), gegentiber dem
sffentlichen Verkehrsraum die Strassenabstande (Art. 11) einzuhalten.
Vorbehalten bleibt Art. 756 Abs. 1 und 2 BauG.

% Die Gesamtlange der Gebaude oder Gebaudegruppen einschliesslich
der Anbauten ist auf die in Artikel 53 genannten Masse beschrankt.

® Der Zusammenbau von Geb&uden ist innerhalb der zuldssigen Ge-
samtlange gestattet, wenn die ganze Hausergruppe gleichzeitig oder in
unmittelbar sich folgenden Bauetappen erstellt wird. Die Freihaltung



2.2 Gebidudestellung,
Firstrichtung

3. Bauabstinde
3.1 Bauabstand von
tffentlichen Strassen

3.2 Gewasserabstand
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neuer Brandmauern ist - ausgenommen bei eingeschossigen Bauten -
nicht erlaubt.

* Vorbehalten bleiben die traditionellen Grenz- und Gebéudeabstande in
der Dorfkernzone (annahernd geschlossene Bauweise) gemdéss der
entsprechenden Uberbauungsordnung. ‘

Art 10

! Neubauten sind langs Strassen mit den Fassaden und Firstrichtungen
parallel oder rechtwinklig zur Strasse zu stelien.

2 An Hangen ist die Firstrichtung der Gebaude in der Regel parallel zur
Falllinie des Hanges zu stellen.

® Innerhalb Gberbauter Gebiete haben sich Neubauten in der Stellung
und Firstrichtung der tberlieferten Bauweise anzupassen.

* Wo es architektonisch begriindet, zur rationellen Ausnutzung des Bau-
grundes unerlasslich oder energietechnisch notwendig ist, kann die
Baupolizeibehorde eine andere Stellung der Bauten gestatten. In diesen
Fallen ist der Nachweis zu erbringen, dass die Bestimmungen von Art. 7
eingehalten werden kénnen.

Art. 11

' Wo keine Baulinie den Abstand von offentlichen Strassen und
Parkplatzen festlegt, gilt gegentiber Strassen der Basiserschliessung ein
Bauabstand von mindestens 5 m, gegenuber solchen der Detailerschlies-
sung und selbstandigen Radwegen ein Bauabstand von 3.60 m und
langs Fusswegen ein Bauabstand von 2 m (Art. 80 SG).

2 Fur die Einteilung in Strassen der Basiserschliessung und solche der
Detailerschliessung ist Artikel 106 ff BauG massgebend.

® Die Abstande far Baume, Straucher und Einfriedungen gegentiber
offentlichen Strassen richten sich nach Art. 56 und 57 SG. Einfriedungen
sind so anzuordnen und zu unterhalten, dass sie dem offentlichen
Winterdienst standhalten und diesen nicht behindern.

4 Im Ubrigen gelten die Bestimmungen des Strassengesetzes (SG) vom
4. Juni 2008 und der Strassenverordnung (Art. 55 — 58 SV)

Art. 12

! Entlang von Fliessgewassern gelten zur Sicherung des Raumbedarfs
for Massnahmen des Hochwasserschutzes und der 8kologischen
Funktionsfahigkeit der Gewasser fur samtliche — bewilligungspflichtige
und bewilligungsfreie — Bauten und Anlagen folgende Bauabsténde:

— Gewasser innerhalb der Bauzone: 10 m
- Gewasser ausserhalb der Bauzone: 15 m

Der Abstand von Fliessgewassern wird von der Mittelwasserlinie aus
gemessen. Im Ubrigen gilt fur Bauten und Anlagen im Bereich der
Gewadasser das Wasserbaugesetz WBG.



3.3 Waldabstand
Abstand von Feldgeholzen

3.4 Abstandsvorschriften fur
offentliche Nutzungen

3.5 Grenzabstand gegentber
nachbarlichem Grund
a) im allgemeinen
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% Gegentber der Ufervegetation ist mindestens ein Abstand von 3 m, fur
Hochbauten ein solcher von 6 m zu wahren.

® Fur Bauten, die standortgebunden sind und an denen ein 6ffentliches
Interesse besteht, kann die zustandige Behorde abweichende Abstande
festlegen.

* Innerhalb des Bauabstandes ist die natlrliche Ufervegetation zu
erhalten und eine extensive land- und forstwirtschaftliche Nutzung oder
eine naturnahe Grinraumgestaltung anzustreben.

% Vorbehalten bleiben die in den Uferschutzplanen gemass See- und
Flussufergesetz vom 6. Juni 1982 (Art. 2 ff SFG) festgelegten
Bestimmungen.

Art. 13

! Der Bauabstand gegentber Wald betragt 30 m.

% Gegentiber den im Zonenplan eingetragenen Feldgeholzen ist ein Ab-
stand von mindestens 5 m einzuhalten.

Art. 14

! Gegenliber Zonen fur 6ffentliche Nutzungen (Art. 77 BauG) sind die fur
die Zone des Baugrundstiickes geltenden reglementarischen Grenz-
abstande (Art. 15 bis 17, Art. 53) einzuhalten.

? Bei einer Uberbauung der Zonen fir offentliche Nutzungen ist ge-
gentiber den angrenzenden Grundsticken fur Bauten bis zu zwei Ge-
schossen mit Dachausbau (entsprechend den baupolizeilichen Massen
der Zone W2 bzw. WG2) ein Grenzabstand von 4 m, bei grésseren
Bauten ein solcher von 6 m einzuhalten. Ferner ist ein allfélliger Mehr-
langen- bzw. Mehrbreitenzuschlag laut Art. 53 Abs. 3 zu berechnen.

® Die Gebaudeabstande innerhalb der Zonen fur offentliche Nutzungen
richten sich nach den Bedurfnissen einer zweckmassigen Uberbauung.

* Die Beschattungstoleranzen gemass Art. 22 Abs. 3 BauV durfen weder
innerhalb der Uberbauung noch gegentber den angrenzenden
Liegenschaften tberschritten werden.

Art. 15

' Bei der Erstellung von Bauten, welche den gewachsenen Boden um
mehr als 1.20 m Uberragen, sind gegentiber dem nachbarlichen Grund
die in Artikel 53 festgesetzten kleinen und grossen Grenzabstande ein-
schliesslich allfalliger Mehrlangen- und Mehrbreitenzuschlage zu wahren
(vgl. Anhang 1),

% Der kleine Grenzabstand gilt fur die Schmalseiten und die beschattete
Langsseite eines Gebdudes. Er bezeichnet die kirzeste zulassige
waagrechte Entfernung der Fassade (Umfassungswand) von der
Grundstucksgrenze.



b) An- und Nebenbauten

¢) Anlagen und Bauteile
im Grenzabstand

d) Naherbau
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® Der grosse Grenzabstand gilt fiir die besonnte Langsseite des Ge-
baudes; er wird rechtwinklig zu ihr gemessen. Kann die besonnte
Langsseite nicht eindeutig ermittelt werden, wie bei annahernd qua-
dratischen oder unregelmassigen Gebauden und bei Ost-West-Orien-
tierung der Wohn- und  Arbeitsrdume, so  bestimmt die
Baubewilligungshehorde die Anordnung der Grenzabstédnde. Dabei darf
der grosse Grenzabstand nicht im Norden liegen.

4 Nicht von der Umfassungswand, sondern von der dusseren Bristung
von Vorbauten wie Balkonen und dg!. ist zu messen, falls diese
Vorbauten mehr als 50 % einer Fassade bedecken.

® Bei An- und Umbauten an bestehenden Gebéauden ist die nachbarliche
Zustimmung nicht notig, wenn der in den Grenzabstand ragende Teil des
bestehenden Baues in keiner bewilligungspflichtigen Weise verandert
wird. In der Dorfkernzone ist die entsprechende Uberbauungsordnung
massgebend.

Art. 16

' Fur An- und Nebenbauten, wie gedeckte Sitzplatze, Gartenhallen und
ahnliche, deren mittlere Gebaudehbhe 3 m und ihre Grundflache 25 m?
nicht tbersteigt, gentigt ein allseitiger Grenzabstand von 2 m.

2 Fur An- und Nebenbauten, wie z.B. Garagen und Geréateschuppen, die
nicht fur den dauernden Aufenthalt von Menschen oder Tieren bestimmt
sind, gentgt allseitig ein Grenzabstand von 2 m, sofern die mlttlere
Gebaudehshe dieser Bauten 4 m und ihre Grundflache 60 m? nicht
(ibersteigt.

® Der Grenzanbau ist gestattet, wenn der Nachbar schriftlich zustimmt
oder wenn an ein nachbarliches, an der Grenze stehendes Ne-
bengebdude angebaut werden kann. Vorbehalten bleibt Art. 9.

Art 17

' Vorspringende offene Bauteile wie Vordacher, Vortreppen, Balkone
(auch mit Seitenwénden) dlrfen, von der Umfassungsmauer aus
gemessen, héchstens 2 m in den Grenzabstand hineinragen.

2 Unter dem gewachsenen Boden und bis hdchstens 1,20 m Uber das
Terrain dtirfen Bauten und Bauteile bis 1 m an die Grundstiicksgrenze,
mit schriftlicher Zustimmung des Nachbarn bis an die Grund-
stlicksgrenze heranreichen.

® Fur Einfriedungen, Stutzmauern, Béschungen sowie Abort- und Dun-
gergruben gelten die Bestimmungen des Einfuhrungsgesetzes zum
Zivilgesetzbuch (Art. 79 EG zum ZGB bzw. Art. 118 BauG). Zur
Beurteilung von Streitigkeiten ist allein der Zivilrichter zustéandig.

Art. 18

' Mit schriftlicher Zustimmung des Nachbarn dirfen Bauten naher an die
Grenze gestellt oder an die Grenze gebaut werden, sofern der
vorgeschriebene Gebaudeabstand gewahrt bleibt. Vorbehalten bleibt die
Befugnis zum Zusammenbau an der Grenze geméss Art. 9.

2 Bei fehlender nachbarlicher Zustimmung oder Anbaubefugnis an nach-
barliche Grenzbauten (Art. 16 Abs. 2) ist ein Naherbau nur mit
Ausnahmebewilligungen gemdss Art. 26 ff BauG gestattet. Der pri-



3.6 Gebaudeabstand

4. Geschosse, Gebaudehdhe

4.1 Geschoss
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vatrechtliche Minimalabstand (Art. 79 ff EGzZGB) darf dabei nicht
unterschritten werden.

Art. 19

! Der Abstand zweier Gebaude muss wenigstens der Summe der da-
zwischenliegenden, fur sie vorgeschriebenen Grenzabstande entspre-
chen. Bei Gebduden auf demselben Grundstick wird er berechnet, als
wenn eine Grenze zwischen ihnen lage. Bei gleichzeitiger Realisierung
zweier oder mehrerer Bauten kann der Abstand zwischen diesen Bauten
und gegenlber bestehenden Bauten auf diesen Parzellen reduziert
werden (Art. 75 BauG). Der grosse Grenzabstand ist aber auf alle Falle
einzuhalten. Eine weitergehende Gestaltungsfreiheit ist nicht maglich.

2 Fur An- und Nebenbauten im Sinne von Artikel 16 kann die Baupolizei-
behtrde den Gebdudeabstand gegenlUber Bauten auf demselben
Grundstiick, und mit Zustimmung des Nachbarn gegenlber
Nachbarbauten, bis auf 2 m herabsetzen, wenn nicht offentliche
Interessen entgegenstehen.

® Gegenuber Bauten, die auf Grund friherer baurechtlicher Bestim-
mungen den nach diesem Reglement vorgeschriebenen Grenzabstand
nicht einhalten, reduziert sich der Gebaudeabstand um das Mass des
fehlenden Grenzabstandes. Die Baupolizeibehtrde kann jedoch den
Gebaudeabstand angemessen vergrossern, wenn sonst flr das
altrechtliche oder fur das neue Gebaude die Beschattungstoleranzen
gemass Art. 22 BauV tberschritten wirden,

4 Vorbehalten bleibt die Befugnis zum Zusammenbau geméss Artikel 9
und 15 dieses Reglements sowie Art. 75 Abs. 1 und 2 BauG.

Art. 20
! Als Geschoss zahlen Erdgeschoss und Obergeschosse.

2 Das Kellergeschoss zahlt als Geschoss, wenn es bei offener Bauweise
das fertige Terrain (gemessen im Mittel aller Fassaden bis oberkant
Erdgeschossboden) um mehr als 1,20 m Uberragt, Abgrabungen fur
einzelne Hauseingange und fur eine einzelne Garageeinfahrt, deren
Breite insgesamt nicht mehr als 5 m pro Fassadenseite betragt, werden
nicht angerechnet.

® Der Dachausbau zahlt als Geschoss, wenn die Kniewandhohe, in der
Fassadenflucht von oberkant Dachgeschossfusshoden bis oberkant
Dachsparren gemessen 1,8 m Uberschreitet.

* Fur Wohn- und Arbeitsraume im Keller und Dachgeschoss bleiben die
besonderen gesundheitspolizeilichen Vorschriften (Art. 62 ff BauV)
vorbehalten.

5 Die lichte Hohe von Raumen, die zum dauernden Aufenthalt von Men-
schen bestimmt sind, betragt mindestens 2.30 m. In abgeschrégten
Raumen muss die Mindesthohe wenigstens Uber zwei Dritteln, bei
Einfamilienhausern Uber der Halfte der anrechenbaren Bodenflache
vorhanden sein. Die Bodenflache von Wohnraumen, Zimmer fur
hausliche Arbeiten ausgenommen, muss mindestens 8 m? betragen;
Raumteile mit einer lichten Hohe unter 1.50 m werden nicht angerechnet
(Art. 67 BauV). Fur Altbauten kann die Baupolizeibehorde Ausnahmen
gestatten.



4.2 Gebaudehohe
a) im Allgemeinen

b) gestaffelte Gebaude

5. Dachausbau, Dach~- und
Fassadengestaltung
5.1 Dachausbau

5.2 Dachgestaltung
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Art. 21

' Die Gebaudehshe wird in der Fassadenmitte gemessen, und zwar vom
gewachsenen Boden (Art. 97 BauV) bis zur Schnittlinie der Fas-
sadenfiucht mit der Oberkante des Dachsparrens, bei Flachdéachern bis
zur Oberkante der offenen oder geschlossenen Brustung.

2 Die zulassige Gebaudehshe gemass Art. 53 darf auf keiner Gebaude-
seite (iberschritten sein. Bei Bauten am Hang ist talseits eine Mehrhéhe
von 1 m gestattet. Als Hang gilt eine Neigung des gewachsenen Bodens,
die in der Fallinie gemessen innerhalb des Gebaudegrundrisses
wenigstens 10 % betragt (vgl. Anhang 2).

® Die Firsthdhe darf nicht mehr als 80 % der Gebaudeldnge der giebel-
und talseitigen Fassaden betragen. Die Firsthéhe wird in der Fassa-
denmitte gemessen, und zwar vom fertigen Terrain bis zur Oberkante der
Firstpfette.

* Die zul4ssige Gebaudehshe darf nicht durch nachtragliche Abgra-
bungen Uberschritten werden. Giebefelder und Abgrabungen fur
Hauseingénge und Garageeinfahrten werden nicht angerechnet, sofern
sie insgesamt nicht mehr als 5 m betragen (vgl. Anhang 2).

Art, 22

' Bei Gebauden, deren Schnittlinie zwischen Fassadenflucht und der
Oberkante des Dachsparrens in der Hohe gestaffelt ist, und bei Bauten
am Hang, die im Grundriss gestaffelt sind, ist die Gebaudehshe flir jeden
dieser Gebaudeteile gesondert zu messen.

2 Als Staffelung gilt eine Gebaudeversetzung bzw. ein Vor- oder
Riicksprung von wenigstens 2 m. Fassadenrlckspriinge, gebildet durch
Loggia, Balkone, Sitzpldtze und dergleichen werden nicht berlcksichtigt.

Art. 23
! Der Einbau von Wohn- und Arbeitsraumen im Dachraum ist zuldssig.

% Die gesundheitspolizeilichen Vorschriften (Art. 62 ff BauV) sind ein-
zuhalten. Uber dem Kehlgebalk durfen keine Wohn- oder Arbeitsrdume
eingerichtet werden (vgl. Anhang 2).

Art. 24

Y Far Hauptgebaude sind nur gleichgeneigte Satteldachformen gestattet.
Glanzende und auffallige Bedachungsmaterialien sind untersagt. Me-
talldacher, ausgenommen Kupfer, sind im Ziegelton zu streichen. Fur
Dachneigung und Dachvorspringe gelten folgende Vorschriften (vgl.
Anhang 2):

a) Dachneigung mindestens 15°, maximal 30° a.T.; Ausnahmen sind
moglich, wenn dies aus energietechnischen Griinden nachweislich
notwendig (Art. 31 Abs. 2) und im Rahmen von Art. 7 zulassig ist.

b) Dachvorspriinge bei Satteldachern:
- giebelseitig mind. 18 % der grossten Geb&udehdhe nach Art. 21
- traufseitig mind. 15 % der grossten Gebaudehothe nach Art. 21
- jedoch allseitig mind. 1 m.



5.3 Fassadengestaltung
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Bei eingeschossigen Bauten ohne Dachausbau kann der Dachvorsprung
bis auf 50 cm reduziert werden.

% Bej allseitig freistehenden Nebenbauten sind nur gleichgeneigte Sattel-
dachformen gestattet.

® Lukarnen, Dachaufbauten und dergleichen diirfen den Gesamteindruck
nicht beeintrachtigen. Als Dachaufbauten z&hlen auch in der Dach-
schrage liegende Dachflachenfenster und in die Dachflache ein-
geschnittene Fenster. Es gelten folgende Vorschriften (vgl. Anhang 2):

a) Die Lange der Aufbauten darf zusammen nicht mehr als die Hélfte
der Fassadenbreite des obersten Geschosses aufweisen.

b) Die Dachneigung muss der Neigung des Hauptdaches angepasst
sein,

¢) Die Dachaufbauten haben sich bezlglich Farbe, Form und Material
dem Hauptdach anzugleichen. Dachschlepper sind nicht gestattet.

d) Die Dachaufbauten dirfen nicht ndher als 50 cm an First oder Grat-
linie herangebaut werden.

e) Die Dachvorspriinge missen allseitig mindestens 50 cm betragen.

f) Aus dsthetischen Grinden kdnnen Auflagen bezlglich Grosse, Art,
Farbe, Material und Aufldsung in kleinere Elemente bzw. Zu-
sammenfassung verschiedener Elemente verlangt werden.

4 Sofern ein Anschluss an eine Gemeinschaftsantenne méglich und zu-
mutbar ist, sind keine neuen Dachantennen mehr erlaubt bzw. sind
bestehende Dachantennen zu entfernen.

® Im Bereich von Ortsbild- und Landschaftsschutzgebieten sind Anlagen
zur Sonnenenergienutzung grundsétzlich mit besonderer Sorgfalt in die
Umgebungsgestaltung zu integrieren oder aber auf Dach- oder
Fassadenflachen von Anbauten anzubringen. Eignen sich diese Fldchen
nicht oder sind sie nicht vorhanden, so sind die Anlagen sorgféltig in die
Fassaden- oder Dachflache des Hauptgebaudes zu integrieren, wobei
die kompakte Anordnung der Anlagen einerseits und eine geschlossene
Gesamtwirkung und Farbgebung des Daches anderseits zu beachten
sind. Nach Suden abgewinkelte Anlagen durfen die Firsthdhe nicht
Uberragen. Die Maximalmasse und Mindestabstandsvorschriften fur
Dachflachenfenster kommen nicht zur Anwendung.

Der Abstand der Sonnenenergieanlagen entspricht den Massen fur die
Dachvorspriinge nach Abs. 1 lit. b. Der senkrechte Dachabstand betragt
max. 0,8 m (inklusive Konstruktion), wobei die Firsthéhe durch die
Kollektoren oberkant nicht Uberragt werden darf. Bei Anlagen auf
ungleich geneigten oder Flachdéchern legt die Baupolizeibehtrde unter
der Beriicksichtigung des Orts- und Landschaftsbildes die zulassigen
Masse im konkreten Fall fest.

% sterende Dachaufbauten wie Sendeantennen, Parabolantennen und
ghnliches sind im Bereich von Ortsbild- und Landschaftsschutzgebieten
nicht zugelassen.

" Fur die Dorfkernzone bleiben die Bestimmungen der entsprechenden
Uberbauungsordnung vorbehalten.

Art. 25

"In der Dorfkernzone sind Parabolspiegel, soweit eihsehbar an den
Fassaden nicht gestattet. In Vorgarten missen sie mittels Bepflanzung
abgedeckt werden.

2 Fur die Fassadengestaltung durfen keine ortsfremde Materialien ver-
wendet werden.



6. Ausniitzung

7. Abstellplétze fiir
Fahrzeuge
7.1 Erstellungspflicht

7.2 Fehlende Abstellplatze
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® In Gebieten, in welchen die Holzbauweise vorherrscht, sind neue
Bauvorhaben in dieser Bauform auszuftihren, resp. entsprechend zu
verschalen (vgl. auch Art. 7 Abs. 2). Das Sockelgeschoss hat sich in
Farbe und Material von den Obergeschossen zu unterscheiden.

* Die Farbgebung der Bauten und Anlagen ist der Umgebung

anzupassen. Auffallige oder grelle Farben sind untersagt (vgl. auch Art. 7
Abs. 1)

Art. 26

' Fur den Begriff der Ausnlitzungsziffer gilt die Begriffsbestimmung in
Art. 83 BauV.

? Das zulassige Mass der Ausnttzung richtet sich nach Art. 53.

Art. 27

! Bei Erstellung, Erweiterung oder Zweckanderung von Gebauden und
Anlagen hat der Bauherr auf dem Baugrundstick oder in dessen Nahe
eine ausreichende Anzahl von Abstellplatzen fur Motorfahrzeuge,
Fahrrader und Motorfahrrader zu errichten.

% Der Bedarf an Abstellplatzen richtet sich nach Art. 50 ff BauV.

% Der Platz pro Auto muss mindestens 12 m? betragen, Zufahrtsfiachen
nicht eingerechnet.

* Der Bestand von Abstellplatzen auf fremdem Boden ist grundbuchlich
sicherzustellen.

® Die Ein- und Abstellplatze sind so zu gestalten, dass sie ohne
Gefahrdung, insbesondere ohne Beeintrachtigung der Verkehrssicherheit
bentitzt werden kdnnen.

® Fur die Gestaltung der Garagenvorplatze und Garagenausfahrten sowie
das Fassen und Ableiten der Oberflachenwasser gelten die
Bestimmungen des Strassengesetzes (Art. 73 ff SG).

" Bei der Schneerdaumung darf der Schnee nicht vom Privatgrund auf die
offentliche Strassenflache verschoben werden; jede Behinderung der
offentlichen Schneeraumung wie auch der Ubrigen offentlichen Dienste
(Kehrichtsammeldienst usw.) ist zu unterlassen.

Art. 28

" Die Baupolizeibehdrde kann in Fallen, wo die Erstellungspflicht fir
Abstellplatze nicht wiinschbar ist oder gemé&ss Art. 18 BauG un-
zweckmassig wére, den Bauherrn von deren Errichtung dispensieren und
dafur eine zweckgebundene Abgabe verlangen. Diese betragt pro
Parkplatz: Fr. 5000.--. Der Gemeinderat ist befugt, die Preissumme
alljahrlich den veranderten Bau- und Landerwerbskosten auf den 1.
Januar jeden Jahres anzupassen, erstmals am 1. Januar 1992. Bei
nachtraglichem Nachweis eines genligenden Abstellplatzes geméss Art.
27, Abs. 2 bis 5 werden diese Abgaben (ohne Zins) innerhalb 5 Jahren
von der rechtskraftigen Baubewilligung an gerechnet ganz, nach 5 bis 10
Jahren zur Halfte und nach 10 Jahren nicht mehr zuriickbezahlt.

2 Fehlen bei bestehenden Gebauden und Anlagen die erforderlichen
Abstellplatze, kann die Baupolizeibehtrde deren Erstellung geméass Abs.
1 verlangen (Art. 16 Abs. 2 BauG).
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Art 29

' Fur jede einzelne Zone sind in der Zusammenstellung der

baupolizeilichen Masse (Art. 53) Empfindlichkeitsstufen bezliglich
Larmimmissionen geméss Art. 43 ff der Larmschutzverordnung (LSV)
vom 15, Dezember 1986 festgelegt.

2 Ausserhalb der Bauzonen gilt die Empfindlichkeitsstufe i1,

® Fur Neu- und Umbauten langs der Staatstrasse ist ein Nachweis zu
erbringen, dass die Immissionsgrenzwerte der LSV eingehalten werden
konnen (Art. 31 LSV).

Art. 30

' Im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens prift der Gemeinderat die
Einhaltung der energietechnischen Vorschriften geméss der kantonalen
Energiegesetzgebung.

2 Er kann mit dieser Aufgabe eine Kommission oder einen unabhangigen
Energiefachmann beauftragen.

Art. 31

' Die Gemeinde kann im Rahmen von Uberbauungsordnungen fur das
gesamte Gebiet, fir einzelne Zonen oder Teile davon aufgrund der
verfugbaren Ressourcen gewisse Energietrdger speziell férdern oder
einschranken.

2 Falls im Rahmen eines Bauprojektes aus energietechnischen Griinden
Aushahmen bezuglich Stellung (Art. 10) und Dachgestaltung (Art. 24)
geltend gemacht werden, gilt der entsprechende Nachweis als erbracht,
wenn ein  massgeblicher Anteil des Endenergieverbrauches
ausschliesslich durch diese Massnhahmen auf eine umweltfreundlichere
Weise gewonnen werden kann, als dies ohne diese Ausnahmen méglich
ware.

C. ZONENVORSCHRIFTEN

Art 32

Die Zonenvorschriften bestimmen Art, Grad und Bedingungen der in den
Zonen des Zonenplanes vorgesehenen und méglichen Nutzung.

Art. 33

' Die Erstellung einer Detailerschliessung setzt eine rechtskraftige

Uberbauungsordnung voraus.
2 Der Erlass einer Uberbauungsordnung ist nicht erforderlich, wenn

a) die Detailerschliessung in einem Plan nach altem Recht geordnet
ist;



1.3 Zone mit Planungspflicht
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b) die Detailerschliessungsanlagen fur ein Gebiet bereits ausgebaut
sind und im Wesentlichen nicht mehr als die Hausanschllsse zum
Baugrundstiick erstellt werden mlssen.

® Die Baubewiligungsbehérde kann im Weiteren auf eine
Uberbauungsordnung verzichten, wenn die zweckmassige und den
Bestimmungen der kantonalen Baugesetzgebung entsprechende
Gestaltung der Detailerschliessung tatsachlich und rechtlich gesichert ist.

Art. 34
Aufgehoben am 10. Dezember 2010.

Art. 35

Die Wohnzonen W2 und W2a sind Zonen mit Gewerbeverbot (Art. 90
Abs. 3 BauV). Ausser Wohnbauten und den erforderlichen offentlichen
Einrichtungen dirfen hier nur die fir den taglichen Lebensbedarf der
Quartierbewohner notwendigen Ladengeschéfte sowie baulich und
betrieblich nicht storende Kleingewerbe (Coiffeur, Schneideratelier,
Arztpraxis und dergleichen) errichtet werden.

Art. 36

! Die Wohn-/Gewerbezonen WG2 und WG3 sind gemischte Zonen fur
Wohn-, Gewerbe- und Blrobauten.

2 Gewerbe, die das gesunde Wohnen wesentlich beeintrachtigen und
insbesondere zu Einwirkungen fuhren, die der Zonenordnung wider-
sprechen, sind nicht zugelassen (Art. 89 ff BauV).

Art. 37

" In der Gewerbezone G sind Produktions- und Dienstleistungsbetriebe
mit den dazugehorigen Biroraumlichkeiten zugelassen. Wohnungen sind
bis maximal 1/2 der Geschossflache, jedoch héchstens eine Haupt— und
eine Kleinwohnung pro Gebaude im Gesamtumfang von 250 m2
zugelassen, sofern fir wohnhygienisch tragbare Verhéltnisse gesorgt
wird.

2 Wo die Gewerbezone an eine Wohnzone, oder an eine Zone fiir
dffentliche Nutzungen (Art. 77 BauG) angrenzt, sind diese Gebiete durch
geeignete Vorkehren gegen (bermassige und nachteilige Immissionen
abzuschirmen (Art. 24 BauG, Art 91 BauV).

Art 38

"In der Industriezone 1 durfen nur Industrie- und Gewerbebauten erstelit
werden, Wohnungen sind nicht zugelassen.

2 Gegeniiber den angrenzenden Zonen sind geeignete Vorkehren gegen
Ubermassige und nachteilige Immissionen vorzusehen und nach Ablauf
gines von der Baupolizeibehdrde festgelegten Zeitraumes deren
Realisierung nachzuweisen (Art. 24 BauG, Art. 91 BauV).



2.5 Dorfkernzone

2.6 Zone fur 6ffentliche

Nutzungen
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Art. 39

Die Vorschriften fur die Dorfkernzone DK sind in den entsprechenden
Uberbauungsordnungen festgelegt.

Art. 40

' Die Zonen fur offentliche Nutzungen (Art. 77 BauG) sind flir Bauten und
Anlagen im offentlichen Interesse bestimmt. Vorbestehende andere
Bauten und Anlagen diirfen nur unterhalten werden.

% In den einzelnen Zonen gelten folgende Bestimmungen:

Zweckbestimmung

Uberbauung

Grundzilge der Gestaltung

LE

Schule und
Kindergarten

Feuerwehrmagazin
“Anhohe"

Spielplatz

Badeanstalt

Sportanlagen

Y Alters- und Pflege-
siedlung

Gemeindebetriebe

Kirche, Friedhof
Aufbahrungshalle

Werkhof
Burgergemeinde

Werkhof
Wehrdienst

Erweiterungen innerhalb des
Gesamtareals

bestehend

bestehend

bestehend

bestehender Armbrustschiitzen-
stand, Erweiterung mit Sport- und
Schulsportanlagen sind mdglich

Altersheim bestehend, Erweiterung
mit Alterswohnungen und
Demenzabteilung auf Parz. 667
sowie Parkplétze entlang Kappeli-
strasse und Parz. Nr. 666.

GH max. 9.0 m, GL und interne
Abstande frei. Grenzabstand fur
Hauptbauten zu Parz. 1676 min.
8.0 m.

Gemeindeverwaltung und Werk-
hof fur Strassenunterhalt be-
stehend.

Erweiterung gemass Vorschriften
DKZ und WG3 mit
Beriicksichtigung der
Ubergangszone zum Kernbereich.

bestehend

Werkhof fur Bedurfnisse offent-
lich-rechtlicher Kérperschaften,
Ausbau fir gleichen Zweck auf
diesem Areal mdglich.

Neuanlage fir Wehrdienste
maoglich.

In Anlehnung an bestehende Bau-
weise

Bei Veranderungen muss der schit-
zenswerte Baum auf der Parzelle
2388 berlcksichtigt werden.

Der Tatsache, dass das Burgseeli
unter Naturschutz steht, muss
gentigend Rechnung getragen
werden.

Anpassung an Waldrand und
benachbartes Naturschutzgebiet,
sowie an die benachbarten Zonen
W2 und G.

Vollgeschosse mit Dachausbau und
Sockelgeschoss. Erhalt der Linde.
Hochstammlaubb&ume bei Park-
platzen. Geschlossener Garten zur
Wohngruppe entlang der Obdorf-
strasse.

Die geschiitzte Einfriedung auf
Parz. Nr. 666 (gemass UeO Nr, 3)
ist zu erhalten.

Umgebung, Wald und Abgrenzung
zur Wohnzone beriicksichtigen,
ansonsten gelten die Bestimmungen
der Gewerbezone.

Umgebung, Wald u. Badeanst.
berlicksichtigen, ansonsten gelten
die Bestimmungen der
Gewerbezone,

1

i
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Bus

Parkplatze

Landreserve Hochbau
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bestehende tiberdachte Hal-
Bestehende oder geplante Oberirdische, nicht Uberdeckte

Parkplatze. Parkpléatze.

L.andreserve zur Deckung gemein-  Es gelten die Bestimmungen I
deeigener Wohnungsbedurfnisse der W2

1) Bestimmungen zur Zone ,Altersheim” revidiert am 09.04.2008

2.7 Griinzone

3. Landwirtschaftszone

Art. 41
' Fur die Griinzone gelten die Bestimmungen von Art. 79 BauG.

2 Es sind nur unterirdische Bauten sowie Bauten, die fur Pflege und
Erhaltung der Grunzone ndtig sind, gestattet. Bestehende Bauten dirfen
nur unterhalten werden

® Die bestehende Bepflanzung ist fachgerecht zu pflegen und darf nur mit
Bewilligung des Gemeinderates entfernt werden. Dabei ist sie mit
standortheimischen Pflanzen mindestens gleichwertig zu ersetzen.

Art. 42

! Die Landwirtschaftszone umfasst das Gebiet ausserhalb der Bauzone,
welches landwirtschaftlich genutzt wird oder im Gesamtinteresse
landwirtschaftlich genutzt werden soll.

2 Das Bauen in der Landwirtschaftszone richtet sich nach den Vor-
schriften des Bundesgesetzes Uber die Raumplanung (Art. 16 ff und 24 ff
RPG) und Art. 80 ff BauG.

® In der Landwirtschaftszone gelten die folgenden baupolizeilichen
Masse:

a) fur freistehende landwirtschaftliche Wohnbauten und nicht landwirt-
schaftliche Bauten: analog W2

b) fur tibrige landwirtschaftliche Bauten:
- Grenzabstand 6 m, Gebaudeabstand 12 m
- max. Gebaudehohe: 12 m

c) fur landwirtschaftliche und gewerbliche Silobauten:
- Grenzabstand 6 m
- max. Hohe: 10 m

Es gilt die Larm-Empfindlichkeitsstufe 11l (Art. 43 LSV).

4 Bauten haben sich bezuglich Standort, Gestaltung, Baumaterial und
Farbgebung den bestehenden Bauten anzupassen und in das Orts- und
Landschaftsbild einzufigen. Silobauten durfen nur in griinen oder
braunen Farbtdnen gehalten werden.
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4.2 L.andschaftschutz

4.3 Naturobjekte

4.4 Gebiet mit DUnge-
beschrankungen
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Art. 43

' Schutzgebiete dirfen - vorbehsltlich Absatz 2 und 3 - nur
landwirtschaftlich genutzt und bestehende Bauten nur unterhalten
werden.

2 In Uberbauungsordnungen (Art. 88 BauG) kann fur einzelne

Schutzgebiete die Erstellung von Bauten und Anlagen, welche den
Schutzzweck nicht beeintrachtigen, gestattet werden,

® Fur spezielle schltzenswerte Flachen kann der Gemeinderat

Nutzungsauflagen erlassen und die Entschadigung mit den Beteiligten
regeln.

Art. 44

' In den im Zonenplan bezeichneten Landschaftsschutzgebieten ist auf
das Gesamtbild und den Charakter der Landschaft mit ihren nattrlichen
Elementen wie Geholze, Hecken, Bodenformen, Bachlaufe usw. in
besonderem Masse Ricksicht zu nehmen.

% Insbesondere sind alle Massnahmen zu unterlassen, welche den
Charakter oder einzelne natlrliche Elemente in threm Fortbestand
gefahrden wirden.

Art. 45

! Hecken und Feldgeholze sind Ubergeordnet geschltzt und brauchen zu
deren Beseitigung eine Ausnahmebewilligung des Regierungsstatthalters
(Art. 27 Abs 1 und 2 NSG).

2 Die im Zonenplan eingezeichneten Einzelbaume, Baumgruppen und —
reihen, Alleen und Hochstammobstgarten sind aus
landschaftsasthetischen und Okologischen Griinden geschutzt. Mit
Zustimmung des Gemeinderates kénnen Fallungen bewilligt werden,
wenn das dffentliche Interesse dagegen nicht Gberwiegt oder wenn die
Baume fur Mensch, Tier und Eigentum eine Gefahrdung darstellen.
Gefallte Baume oder natlrliche Abgange sind an derselben Stelle oder in
unmittelbarer Nahe durch gleichwertige standortheimische Arten zu
ersetzen.

® Im Weiteren gelten die oberhalb des Waldes im Kantonalen Inventar
der Trockenstandorte enthaltenen Flachen als Naturobjekte, die gemass
den entsprechenden Richtlinien bzw. vertraglichen Bestimmungen
zwischen  Grundeigenttmern  und  Naturschutzinspektorat  zu
bewirtschaften sind.

Art. 46

Auf der im Zonenplan speziell bezeichneten Parzellen 454 und 567 am
nordwestlichen Ufer des Burgseeli gilt ein absolutes Diingeverbot. Ein
Weidegang im Herbst ist etlaubt. Eine allfallige Entschadigung wird
zwischen dem Gemeinderat und dem Grundeigentiimer geregelt.



4.5 Kulturobjektschutz

4.8 Arch&ologische
Gebiete

4,7. Gefahrengebiete
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Art. 47

' Die schitzens- und die erhaltenswerten Objekte im Sinne von Art.
10a bis ¢ BauG sind im Bauinventar der Gemeinde bezeichnet.

? Das Bauinventar der Gemeinde Ringgenberg erstreckt sich nur auf den
im Bauinventar dargesteliten Bearbeitungsperimeter. Ausserhalb des
Bearbeitungsperimeters kénnen demzufolge weiterhin Baudenkméler im
Baubewilligungsverfahren bestimmt werden.

* Betreffen Planungen und Baubewilligungsverfahren schitzenswerte
Baudenkmaler oder erhaltenswerte Baudenkmaler, die in einem
Ortsbildschutzperimeter liegen oder Bestandteil einer im Bauinventar
aufgenommenen Baugruppe sind, ist die kantonale Denkmalpflege in
jedem Fall in das Verfahren einzubeziehen.

* Die Objekte nach Absatz 2 sind zugleich Objekte des kantonalen
Inventars und im Bauinventar mit ,K* gekennzeichnet.

® Der fruhzeitige Beizug der kantonalen Denkmalpflege sowie eine

Voranfrage werden empfohlen.
®Im Ubrigen gilt Art. 59 Abs. 2.

Art. 48

' Bei der Prufung von Bauvorhaben im Bereich der im Zonenplan
bezeichneten archaologischen Schutzzonen ist im Bewilligungsverfahren
der Archéologische Dienst des Kantons Bern beizuziehen.

% Treten bei Bauarbeiten archéologische Bodenfunde zutage, sind die
Arbeiten im betreffenden Bereich unverzilglich einzustellen und die
Baupolizeibehtrde und der Archéologische Dienst des Kantons Bern
zwecks Sicherstellung der wissenschaftlichen Dokumentation zu
benachrichtigen.

Art. 49
' Bei Bauvorhaben in Gefahrengebieten gilt Art. 6 BauG.
% Es wird empfohlen, frithzeitig eine Voranfrage einzureichen.

® Bei Baugesuchen in Gebieten mit erheblicher oder mittlerer Gefahrdung
oder mit nicht bestimmter Gefahrenstufe zieht die Baubewilligungs-
behdrde die kantonale Fachstelle bei.

* Bei Baugesuchen im Einflussbereich des Brienzersees ist eine
Erdgeschosskote von mindestens §66.35 M.i0.M. (inkl. Wellenschlag)
einzuhalten oder es sind entsprechende Schutzmassnahmen zu freffen.

s Objektschutzmassnahmen gehen grundséatzlich zu Lasten des

Gesuchstellers / Grundeigentimers.

® Im Gefahrengebiet mit geringer Gefahrdung («gelbes Gefahrengebiet»)
wird der Baugesuchsteller im Baubewilligungsverfahren auf die Gefahr
aufmerksam gemacht.
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Art. 50

' Im Zonenplan ist ein Ubergangsbereich festgelegt, in welchem der
Charakter der benachbarten Dorfzone von Bedeutung ist und nicht durch
unangepasste Bauten und Aussenrdume beeintrachtigt werden sollte,
auch wenn diese an sich zonenkonform wéren.

2 Bei Um-, An- und Neubauten in diesem Bereich sind beziiglich Ge-
baudefluchten, Gebdudevolumen, Fassaden- und Dachausgestaltung,
Strassenraum- sowie Platzgestaltung, inkl. Bepflanzung die Bestim-
mungen der angrenzenden Uberbauungsordnung in der Dorfkernzone als
Richtlinie zu beachten. Im Rahmen eines Baugesuchs muss der
Nachweis erbracht werden, dass diese Richtlinien berlicksichtigt werden.

® Die Baupolizeibehorde kann entsprechende Auflagen machen, wenn
dadurch der Zielsetzung geméass Abs. 1 besser entsprochen werden
kann. Sie kann hiezu einen Fachmann oder eine Fachinstanz beiziehen.

Art. 51

' Campingplatze, Ablagerungsstellen (ausgenommen Werkhéfe und
Lagerplatze von Industrie- und Gewerbebetrieben) und Material-
abbaustellen durfen nur gestitzt auf eine Uberbauungsordnung
ausserhalb der Bauzonen und der Schutzgebiete angelegt oder erweitert
werden. Im Ubrigen gelten die Bestimmungen des Bundesgesetzes liber
die Raumplanung.

2 Die Anlage und Erweiterung von Autoabbruchbetrieben richtet sich
nach Art. 36 ff BauV.

® Schnee, Aste und dergleichen durfen nicht in Gewassern oder in
Graben abgelagert werden.

Art. 52

Fiur bahnbetriebsfremde Bauten auf dem Bahnareal gelten die Vor-
schriften der Zone W2.
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6. Baupolizeiliche Masse Art, 53

' Fur die Bauzonen gelten - unter Vorbehalt von Absatz 2 - folgende
kleine Grenzabstande (kGA), grosse Grenzabstande (gGA),
Gebaudehohen (GH), Geschosszahlen (GZ), Gebaudelangen (GL) und
Ausnltzungsziffern (AZ), Larmempfindlichkeitsstufen (ES):

Zone  kGA gGa GH GZ GL AZ ES

W2a 4m 8m 6m 2 15m 0,4 Il
W2  4m 8m 7m 2 20m' 06 e
WG2 4m 8m 7m 2 20m' 06 1]
WG3 4m 8m 10m 3 25m* 0,8 1]
G 4m - 12m 3 - - i
| 4m - 12 m - - -- 1\
DK Geméass Uberbauungsordnung (Art. 39) i
Z6N Gemass Art. 40
Lzt 4m 8m 7m 2 20m 05 1l
Lz° 6m - 12m - - - i
! gestaffelt bis 30 m
2 gestaffelt bis 40 m

% in larmvorbelasteten Gebieten geméss Zonenplan

* fur freistehende landwirtschaftliche Wohnbauten und
nicht landwirtschaftliche Bauten

® fur Ubrige landwirtschaftliche Bauten

Falls die grosseren Gebaudeldngen fur gestaffelte
Bauten in der W2 bzw, WG2 zur Anwendung kommen
sollen, sind mindestens eine und maximal drei
Ruckstaffelungen vorgeschrieben. Die Mindesttiefe pro
Staffelung betragt 1,50 m.

% In den Wohnzonen und in der Wohn-/Gewerbezone erhhen sich die
Grenzabstande fur Gebéaude, die Uber 15 m lang oder {iber 12 m breit
sind, auf den betreffenden Langsseiten um 1/10 der Mehrlange, auf den
betreffenden Schmalseiten um 1/2 der Mehrbreite. Die Zuschldge werden
rechtwinklig zur Fassade gemessen

% In der Zone fur offentliche Nutzung gelten die Bestimmungen von Abs.
2 ebenfalls, sofern die auf der entsprechenden Grundstickgrenze
benachbarten Flachen in einer Wohn- oder Wohn- und Gewerbezone
liegen. ‘

D. ZUSTAENDIGKEIT

1. Gemeinderat Art. 54

' Der Gemeinderat beschliesst tber alle der Gemeinde Ubertragenen
bau- und planungsrechtlichen Angelegenheiten, soweit hieflr nicht ein
anderes Gemeindeorgan als zusténdig erklart ist.
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% Insbesondere beschliesst der Gemeinderat:
a) Uber die Erteilung von Ausnahmen entsprechend Art. 102 BauV;

b) Gber die Erhebung von Einsprachen im Baubewilligungsverfahren
(insbesondere nach Art. 37 BauG) und Uber die Aufrechterhaltung
derartiger von anderen Gemeindeorganen erhobenen Einsprachen;

c) Uber den Erlass von Planungszonen nach Art. 62 BauG;

d) tber Uberbauungsordnungen fur die Regelung von Detailerschlies-
sungsanlagen (Art. 66 Abs. 3 lit. b BauG).

2, Baukommission Art. 55
In den Zustandigkeitsbereich der Baukommission fallen:

a) die Behandiung samtlicher Baugesuche zuhanden des Gemeinde-
rates, wobei sie Gesuche um Erteilung einer kieinen Baubewilligung
(gemass Art. 9 BewD) ohne erforderliche Ausnahmen in eigener
Kompetenz erledigt und den Gemeinderat periodisch dariiber
orientiert;

b) die Uberwachung und Kontrolle der Bauten;

¢) die Ersteliung und der Unterhalt der gemeindeeigenen Strassen,
Platze und Wege;

d) die Reinigung der Strassen, Platze und Wege,;
e) die Beaufsichtigung und der Unterhalt der Gewasser und ihrer Ufer,

f) die Verwaltung und der Unterhalt der gemeindeeigenen Liegen-
schaften, soweit diese nicht anderen Kommissionen zugewiesen
sind;

g)alle Obrigen ihr durch Reglemente oder vom Gemeinderat zu-
gewiesenen Geschéfte.

3. Massnahmen des Gemein- Art. 56
wesens auf Privatgrund

! Fur Massnahmen des Gemeinwesens auf Privatboden gilt Art. 136
BauG.

2 Kommt der Grundeigentimer oder das zustandige Organ der Pflicht
zum Unterhalt der Gewésser nicht nach, kann der Gemeinderat den zur
Abwendung von Gefahren notwendigen Unterhalt unter Kostenfolge
veranlassen.

E. WIDERHANDLUNGEN, SCHLUSSBESTIMMUNGEN

1. Widerhandlungen Art. 57

Widerhandlungen gegen die Vorschriften dieses Baureglementes, gegen
die Gbrigen Gemeindebauvorschriften und die gestutzt darauf erlassenen
Einzelverfugungen werden nach den Strafbestimmungen des Bau-
gesetzes (Art. 50 ff BauG) vom Richter geahndet.



2. Inkrafttreten

3. Ausserkraftsetzung
bisheriger Bestimmungen
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Art. 58

Dieses Reglement tritt am Tage nach seiner Genehmigung durch die
Baudirektion (Art. 110 BauV) in Kraft.

Art. 59

' Dieses Reglement ersetzt das Baureglement der Gemeinde

Ringgenberg vom 29. Dezember 1975. Der Zonenplan vom gleichen
Datum wird ersetzt durch den mit diesem Reglement genehmigten.

? Die im Zonenplan aufgefiihrten Kulturobjekte haben keine Gultigkeit, es
gilt das Bauinventar der Gemeinde.
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GENEHMIGUNGSVERMERKE

Offentliches Mitwirkungsverfahren vom
Vorprifung vom
Publikation im Amtsblatt vom
Publikation im Amtsanzeiger vom
Offentliche Auflage vom
Einspracheverhandiung am
Rechtsverwahrungen -
Erledigte Einsprachen 5
Unerledigte Einsprachen 11

Beschlossen durch den Gemeinderat

Beschlossen durch die Einwohnergemeindeversammiung

Namens der Einwohnergemeinde:
Der Prasident:
sig. A. Lerf

Die Richtigkeit dieser Angaben bescheinigt:
Ringgenberg, den 22, Januar 1992

9. Mai bis 7. Juni 1988

16. Marz 1990

9. Marz 1891

8. Marz und 15. Méarz 1991

8. Marz bis 8. April 1991

28. Mai und 4. Juni 1991

am 2. September 1991
am 8. November 1991

Der Sekretar:

sig. P. Riesen

Der Gemeindeschreiber:

sig. P. Riesen

Genehmigt durch das Amt fiir Gemeinden und Raumordnung am 22. Februar 1993
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GENEHMIGUNGSVERMERKE der Anderungen

Vorprifung vom
Publikation im Amtsblatt vom
Publikation im Anzeiger vom
Mitwirkung / Offentliche Auflage vom
Einspracheverhandlung am

Erledigte Einsprachen
Unerledigte Einsprachen

Rechtsverwahrungen

Beschlossen durch den Gemeinderat

Beschlossen durch die Einwohnergemeindeversammlung

Namens der Einwohnergemeinde:
Der Prasident:

sig. H. U. Imboden

Die Richtigkeit dieser Angaben bescheinigt:
Ringgenberg, 24. Januar 2011

18.Februar 2010/ 22. Juli 2010
22.+29. September 2010
23.+ 30, September 2010

23. September - 25, Oktober 2010

9. November 2010

5

am 9. August 2010
10. Dezember 2010

Der Sekretar:

sig. P. Riesen

Der Gemeindeschreiber:

sig. P. Riesen

Genehmigt durch das Amt fiir Gemeinden und Raumordnung am 3. Madrz 2011

sig. B. Wiedmer
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GENEHMIGUNGSVERMERKE der Anderungen Art. 16 Abs. 2 und Art. 53 Abs. 1

Vorprifung vom 13. Juliund 19. Oktober 2015
Publikation im Amtsblatt vom 17.Februar 2016

Publikation im Anzeiger Interlaken vom 18.und 25. Februar 2016
Offentliche Auflage vom 18. Februar bis 21. Mirz 2016
Einspracheverhandlung am Keine

Erledigte Einsprachen 0

Unerledigte Einsprachen o]

Rechtsverwahrungen 0]

Beschlossen durch den Gemeinderat 18. April 2016

Beschlossen durch die Einwohnergemeindeversammlung 08. Juni 2016

Namens der Einwohnergemeinde:
Der Président: Der Sekretar:

sig. H. U. Imboden sig. A. Chevrolet

Die Richtigkeit dieser Angaben bescheinigt:
Ringgenberg, 12. Juli 2016 Der Gemeindeschreiber:
sig. A, Chevrolet

Genehmigt durch das Amt fiir Gemeinden und Raumordnung am 12. September 2016

sig. St. Ghioldi
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C. Zonenvorschriften

7. Zweitwohnungsbeschrankung
Artikel 53a

" Fur die Definition der Begriffe Erstwohnung und Zweitwohnung ist
das Zweitwohnungsgesetz des Bundes (ZWG; SR 702) massge-
bend.

2 Die Umnutzung einer Erstwohnung zu einer Zweitwohnung gilt als
baubewilligungspflichtige Umnutzung.

3 Bei Neu- und Erweiterungsbauten, welehe-die-Sehaffung-ven-zu-
sétzliehen-Wehnungen-beinhaltem, sowie Umnutzungen‘:sind mindes- ", wilda die Sc,\/a%u

tens folgende Anteile der oberirdischen Geschossflache (GFo), die VoW o3kl daers M&W«XM
der Wohnnutzung gewidmet ist, der Erstwohnungsnutzung vorbehal- bd\a\m\\o«,
ten (minimaler Erstwohnungsanteil [EWA]):

siehe Genehmigung AGR

a) 50% in den Bauzonen der Larmempfindlichkeitsstufe (ES) IlI Siehe Genehmigung AGR
(Wohn-/Gewerbezonen, Dorfkernzone, Gewerbezone etc.),

b) 60% in der bestehenden Wohnzone, in den tbrigen der Emp-
findlichkeitsstufe Il nach Art. 43 LSV zugeteilten Zonen und in
der Landwirtschaftszone,

c) 70% inpeu eingezonten Wohnzonen.
do dern %, Yol 2022
Vorbehalten bleibt ein allfalliger hoherer EWA geméss Uferschutzpla-

nung.

4 Der minimale EWA ist fiir jedes Gebude selbsténdig einzuhalten.
Er istim Grundbuch einzutragen.

5 Der Gemeinderat kann in Hartefallen auf Gesuch hin und unter Auf-
lagen Ausnahmen vom minimalen EWA nach Absatz 3 gewéhren.
Eine Ausnahme ist bspw. méglich im Falle des erbrechtlichen Eigen-
tumsiibergangs einer Erstwohnung, wenn der Erwerber oder Beniit-
zer der Wohnung besonders enge und schutzwiirdige Beziehungen
zur Gemeinde nachweist. In jedem Fall darf die betreffende Woh-
nung nicht als Zweitwohnung fremdvermietet werden. Zudem duirfen
keine offentlichen Interessen verletzt werden.

8 In den Wohnzonen sowie in den iibrigen der Empfindlichkeitsstufe
Il nach Art. 43 LSV zugeteilten Zonen ist es nicht zuléassig, der
Wohnnutzung gewidmete Flachen (Erst- und Zweitwohnungen) kurz-
zeitig, namentlich tiber elektronische Buchungsplattformen, zu Uber-
nachtungszwecken zur Verfiigung zu stellen. Als kurzzeitig gilt eine
Vermietung, wenn sie weniger als drei aufeinanderfolgende Nachte



Inkrafttreten

Einwohnergemeinde Ringgenberg
Gemeindebaureglement (GBR)

betragt. In den tibrigen Zonen ist die kurzzeitige Vermietung unter
Vorbehalt allféllig notwendiger bau- und gastgewerberechtlicher Be-
willigungen zulassig.

7 Vom Verbot nach Abs. 6 ausgenommen sind Einliegerwohnungen
im Sinn der Zweitwohnungsgesetzgebung des Bundes und einzelne
Zimmer in einer Wohnung, die von der Vermieterin oder vom Vermie-
ter selber bewohnt werden.

8 Fir am 06.03.2019 bestehende und rechtmassig bewilligte Zweit-
wohnungen sowie Wohnungen, die im Sinn von Abs. 6 kurzzeitig ver-
mietet werden, gilt die Besitzstandsgarantie im Umfang von Art. 11
ZWG.

® Die Baupolizeibehérde und die Einwohnerkontrollen sind befugt auf
ihre jeweiligen Daten sowie auf die Daten der Steuerbehérde der Ge-
meinde im Rahmen der kantonalen Datenschutz- und Steuergesetz-

gebung (Art. 10 KDSG, Art. 153 StG) zuzugreifen.

10 Der Gemeinderat erarbeitet und publiziert die zum Vollzug dieser
Bestimmung notwendigen Richtlinien.

E. Widerhandlungen, Schlussbestimmungen

Artikel 58

" Dieses Reglement und die Zonenplane treten am Tage nach ihrer
Genehmigung durch das Amt fir Gemeinden und Raumordnung in
Kraft.

2 Die Anderungen des Baureglements treten jeweils am Tag nach
der Publikation der Genehmigung in Kraft.
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Genehmigungsvermerke Revision [20271]: Zweitwohnungen

Mitwirkung vom 12. Dezember 2019 bis 20. Januar 2020
Vorprifung vom 17. Juli 2020

Publikation im amtlichen Anzeiger vom 19. und 26. November 2020 und

im Amtsblatt des Kantons Bern 18. November 2020

Offentliche Auflage vom November — Dezember 2020
Einspracheverhandlungen 08. Februar 2021

Erledigte Einsprachen 0

Unerledigte Einsprachen 2

Rechtsverwahrungen 0

Beschlossen durch den Gemeinderatam  29. Marz 2021

Beschlossen durch die
Gemeindeversammlung am 2. Juni 2021

Sekretarin

Erna Schweizer

Die Richtigkeit dieser Angaben bescheinigt,
Ringgenberg, 06. Juli 2021

Die Gemeindeschreiberin

Erna Schweizer

Genehmigt durch das Amt fiir Gemeinden und Raumordnung

26, Juli 2022
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2.6 Zone fur offentliche
Nutzungen

Zweckbestimmung

ZON A bis C unverédndert

D Bedeanstatt Natur-
strandbad mit Restau-
rant, Sportinfrastruktu-
ren, Lebensraum Gelb-
bauchunken

Art. 40

Einwohnergemeinde Ringgenberg
Anderung Z6N D und |
Anderung Baureglement

3 ecoptima

" Die Zonen flr 6ffentliche Nutzungen (Art. 77 BauG) sind fur Bauten
und Anlagen im 6ffentlichen Interesse bestimmt. Vorbestehende an-
dere Bauten und Anlagen ddrfen nur unterhalten werden.

2n den einzelnen Zonen gelten die folgenden Bestimmungen:

Uberbauung

bestehend Schwimmbecken,
Sprungtlirme/-bretter (3 m,
5m, 7.5 m), Sportinfrastruktu-
ren (Beachvolleyballfeld,
Pumptrack 0.8.), sowie Garde-
roben- und Restaurantge-
bdude, Fusswege, Parkplatz

Ersatzneubau Garderoben und
Restaurantgebaude: GL max.
50 m, GB max. 20 m; Fassa-
denhobhe traufseitig (Fh tr)
max. 12.0 m, max. 2 Vollge-
schosse' reduzierter Waldab-
stand gemass Waldbaulinien
im Zonenplan. Die Waldbauli-
nie fr Bauten gilt auch fur
Vordacher, Dachvorspringe,
Untergeschosse, Unterniveau-
bauten und unterirdische Bau-
ten.

Fur Ubrige Hochbauten gelten
die baupolizeilichen Masse
gemass Art. 214 Abs. 2 und
Abs. 3 nBR

Sektor D*: Seeeinstieg und
Kinderbecken, deren Neuan-
lage ist im Umfang des Sek-
tors maoglich.

Grundzige der Gestaltung

Durchfihrung eines qualitatssichern-
den Verfahrens nach anerkannten
Regeln fUr den Ersatzneubau des
Garderoben- und Restaurantgebau-
des

Der Tatsache, dass das Burgseeli un-
ter Naturschutz steht, muss genu-
gend Rechnung getragen werden.

LE

11

' Das Untergeschoss zahlt nicht als Vollgeschoss, wenn OK fertiger Boden 1. VG im Mittel max. 1.40 m Uber die Fassadenlinien hinaus-

ragt.



ZON E und F unverédndert
Werkhof Wehretenst,

Feuerwehrmagazin,
Gemeindeverwaltung

ZON K bis M unveréndert

Neuanlage firWehrdtenste
moglich

Es gelten die baupolizeilichen
Masse der Gewerbezone. Das
massgebende Terrain wird auf
618 m.U.M. festgelegt.

Die Aufhebung des bestehen-
den Laichgewassers und Le-
bensraums fur Gelbbauchun-
ken ist zulassig, sofern spa-
testens funf Jahre vor der
Aufhebung ein gleichwertiger
Ersatz realisiert wurde.

Einwohnergemeinde Ringgenberg
Anderung ZON D und |
Anderung Baureglement

umgebung, Wald u. Badeanstalt be-
ricksichtigen, ansonsten gelten die
Bestimmungen der Gewerbezone.

I

ecoptima




2. Inkrafttreten

2a. Ubergangsbestimmun-
gen

Einwohnergemeinde Ringgenberg 5 ecoptima
Anderung Z6N D und |
Anderung Baureglement

Art. 58

"Dieses Reglement tritt am Tage nach seiner Genehmigung durch die
Baudirektion (Art. 110 BauV) in Kraft.

2Die Baureglementsanderung ZON E «Sportanlagen» tritt am Tag nach
der Publikation der Genehmigung durch das Amt flir Gemeinden und
Raumordnung in Kraft.

3 Die Baureglementsanderung zur ZoN D und | tritt am Tag nach der
Publikation der Genehmigung durch das Amt fir Gemeinden und
Raumordnung in Kraft.

Art. 58a
Bis zum Inkrafttreten von Art. 214 Abs. 2 und 3 des neuen Bauregle-

ments (NBR) gemass laufender Ortsplanungsrevision gelten Art. 16
Abs. 1 und 2 aBR.



Genehmigungsvermerke

Mitwirkung
Vorprufung

1. offentliche Auflage

Publikation im amtlichen Anzeiger vom
Publikation im Amtsblatt vom
Offentliche Auflage

Einspracheverhandlungen
Erledigte Einsprachen
Unerledigte Einsprachen
Rechtsverwahrungen

Nachtragliche offentliche Auflage (Waldfeststellung)
Publikation im amtlichen Anzeiger vom

Publikation im Amtsblatt vom

Offentliche Auflage

Einspracheverhandlungen

Erledigte Einsprachen

Unerledigte Einsprachen

Rechtsverwahrungen

Beschlossen durch den Gemeinderat am
Beschlossen durch die Gemeindeversammlung am

Adrian Weinekdtter, Prasident

Die Richtigkeit dieser Angaben bescheinigt:
Ringgenbeyg,

8. JAN. 2005

Luca MUhlemann, Gemeindeschreiber

Genehmigt durch das
Kantonale Amt fiir Gemeinden und Raumordnung

1 0. April 2025

Einwohnergemeinde Ringgenberg 6
Anderung Z6N D und |
Anderung Baureglement

ecoptima

19. Mai bis 17. Juni 2022
14. Dezember 2022

7. Dezember 2023
6. Dezember 2023
8. Dezember 2023 bis 8. Januar 2024

o @ O

Siehe Genehmigung AGR

5. Dezember 2024
4. Dezember 2024

S. & Dezember 2024 - 20. Januar 2025

o O

5. Februar 2024

5. Juni 202

Luca Muhlemann, Sekretar

\



	Baureglement 2016 mit Änderung Art. 53a
	250519 Genehmigung Änderung ZöN D und I, Änderung Baureglement

